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Es ist der Gaspreis,

Dummkopf

n

Die USA bemühen sich, die kongolesische Regierung vom Schutz der Urwälder zu überzeugen V O N C A R L - H E I N Z P I E R K
V O N J O H A N N E S Z A B E L O P

„It's the economy, stupid“ – „Es ist die
Wirtschaft, Dummkopf”. Das war der
Wahlkampfslogan von Bill Clinton im
Jahre 1992. Er gewann die Präsidenten-
wahl, unterstützt von diesem Slogan, der
selbst Karriere machte. In diesen Krisen-
zeiten des Gasmangels sollte dieser
Spruch noch konkretisiert werden: „Es ist
der Preis, Dummkopf.” Der Preis hat meh-
rere Funktionen: mit ihm können Verglei-
che durchgeführt werden und er ist auch
ein Indikator für Gütermangel. Der Preis-
indikator wurde selbst in großen Studien
nicht hinreichend gesehen: 1972 rüttelte
der „Club of Rome“ mit seiner Studie „Die
Grenzen des Wachstums" die Welt auf.
Das dort angegebene Untergangsszenario
trat aber so nicht ein, da die kommenden
steigenden Preise (insbesondere im Ölsek-
tor) Substitutionseffekte und Vermei-
dungsstrategien auslösten, die die Wirt-
schaft in eine andere Richtung steuerten.
Diese (Um-)Steuerung war aus ökonomi-
scher und ökologischer Perspektive not-
wendig und sinnvoll. Die Erfahrungen aus
den Ölkrisen der 70er und 80er Jahre
haben z.B. in der Automobilwirtschaft zu
einem Investitionsimpuls geführt. Die Not
machte erfinderisch – erfolgreich.

Zwischen Barmherzigkeit
und Gerechtigkeit

In diesen Wochen ist der Preis als Indika-
tor und zur Steuerung des Verhaltens im
Gasverbrauch wichtig. Der Staat will vor
zu hohen Gaskosten schützen und dabei
zugleich eine soziale Seite zeigen. Es bie-
ten sich grundsätzlich zwei theoretische
Wege an: Entweder der Staat übernimmt
zum Beispiel eine Monatsausgabe an Gas-
kosten (Abschlagskosten) vollständig –
damit verliert für diesen Zeitraum der
Preis seine Indikator- und Steuerungs-
funktion. Zu berücksichtigen ist nur, dass
ein Abschlag nicht den konkreten Ver-
brauch des Monats enthält. Oder der Staat
übernimmt einen (reduzierten) Rumpf-
sockel des Gasverbrauchs auf seine Kosten
und der Verbraucher zahlt „nur“ den Rest.
Für diesen Rest bleibt aber der Preis mit
seiner Indikator- und Steuerungsfunktion
erhalten. Und damit bleibt ein Anreiz zum
Sparen des Gases.
Der Staat befindet sich in einem Dilemma
von Barmherzigkeit und Gerechtigkeit:
positive Eigenschaften, die aber oft nicht
linear zusammen, sondern konfliktreich
verlaufen. Ein „Deckel“ für Gaspreise mag
barmherzig wirken, aber hier verschwindet
der „Preis“ mit seinen Funktionen. Ein
Deckel schließt ab und wie bei einem
Kochtopf mit Deckel steigt der Druck im
Inneren. Der Druck bleibt und wird an
sich nicht vermindert. Ein Deckel verdeckt
damit die Wirkung eines steigenden Dru-
ckes. Eine mehr gerechtigkeitsorientierte
Version würde den Preis mit seinen Funk-
tionen einbeziehen: einen Sockel des Ver-
brauchs übernimmt der Staat, der darüber
hinausgehende Verbrauch bleibt in eigener
Verantwortung. In der EU existiert die
gleiche Diskussion. Ein „Deckel“ kann ver-
führen, weil der Preis „unsichtbar“ bleiben
kann. Eines ist aber wichtig: zum Sozial-
staat gehört auch der „Preis“, schon aus
Gründen der Gerechtigkeit.

Der Autor ist Vorsitzender der Joseph-
Höffner-Gesellschaft. Die Kolumne er-
scheint in Kooperation mit der Katho-
lischen Sozialwissenschaftlichen Zent-
ralstelle (KSZ) in Mönchengladbach.
86 Milliarden Euro pro Jahr
Im internationalen Vergleich sind dies die zweithöchsten Verluste nach den USA V O N S T E FA N A H R E N S

D
er einheimische Arbeitskräfte-
mangel kostet Deutschland
nach Berechnungen der Unter-
nehmensberatung BCG jährlich

86 Milliarden Euro verlorener Wirtschafts-
leistung. Damit sind die Einbußen der deut-
schen Volkswirtschaft nach Einschätzung
der Autoren im Vergleich der wirtschafts-

berger Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung, das für das zweite Quartal
1,9 Millionen offene Stellen gemeldet hatte.

„Das ist etwa eine Million über dem lang-
fristigen Durchschnitt“, sagte Harnoss der
dpa. „Das sehen sowohl Ökonomen als auch
wir als strukturellen Mangel.“ Harnoss und
die frühere Siemens-Personalvorständin

meisten offenen Stellen, sind aber auch am
besten positioniert, die Lücke wieder zu
schließen.“ In den USA gehen Kugel und
Harnoss für das Jahr 2050 von einer Lücke
von 19 Millionen Arbeitskräften aus, jedoch
auch von ebenso vielen Einwanderern.

kussion über Einwanderung. „Falls wir
einen noch größeren Fachkräftemangel be-
kommen, werden wir politische Diskussio-
nen in noch ganz anderen Tönen bekom-
men“, sagte sie mit Blick auf die Bezahlbar-
keit von Renten- und Gesundheitssystem.

„Dort, wo Einwanderung in großem Maß-
stab stattfindet, ist auch die Akzeptanz
stärksten Nationen die international zweit-
höchsten nach den USA, wie es in der Stu-
die der Boston Consulting Group (BCG)
heißt.

Bis 2035 wird der
Mangel bleiben

Die Studienautoren Johann Harnoss und
Janina Kugel haben das Papier in Koopera-
tion mit der Internationalen Organisation
für Migration der Vereinten Nationen er-
arbeitet. Grundlage der Berechnung für
Deutschland waren die Zahlen des Nürn-
Kugel gehen davon aus, dass im Schnitt je-
der dieser eine Million fehlenden Arbeit-
nehmer pro Jahr in etwa 84 000 Dollar
Wirtschaftsleistung erbringen würde – in
Summe also 84 Milliarden Dollar. Bis 2035
würde auch bei einer angenommenen Zu-
wanderung von 300 000 bis 400 000 Men-
schen pro Jahr die Zahl der Menschen im
arbeitsfähigen Alter um drei Millionen
Menschen zurückgehen, bis 2050 um neun
Millionen, schätzen Harnoss und Kugel.

„Die Kosten von 84 Milliarden werden
noch größer, wenn wir nicht dagegen steu-
ern“, sagte Kugel. „Die USA haben zwar die
Deutschland muss gezielter
Arbeitskräfte anwerben

Harnoss schlägt vor, dass Deutschland
Arbeitskräfte gezielt in Ländern anwirbt,
deren Bevölkerung noch wächst. „Eine
Möglichkeit wäre, die Leute dort in ihren
Heimatländern auszubilden, bevor sie nach
Deutschland kommen.“ Das hätte Vorteile
für die Einwanderer, für die Herkunftslän-
der und für die Zielländer. Als Beispiele
nannte er Indien, Nigeria, Indonesien oder
Ägypten.

„Wir müssen unideologische Linien ha-
ben“, plädierte Kugel für eine sachliche Dis-
deutlich höher“, argumentierte Kugel unter
Verweis auf Städte wie München, in denen
ein sehr hoher Anteil von Einwanderern mit
vergleichsweise geringem Zulauf zu Extre-
misten einhergeht.

Kugel und Harnoss raten dem deutschen
Mittelstand, sich verstärkt auf dem interna-
tionalen Arbeitsmarkt umzusehen – und
nicht nur, um ausscheidende einheimische
Arbeitskräfte zu ersetzen. „Je diverser
Unternehmen sind, desto innovativer sind
sie auch“, sagte Kugel mit Blick auf die US-
Techkonzerne, die sehr viele Zuwanderer
beschäftigen.
I
m Kongobecken wachsen nach dem
Amazonas die zweitgrößten zusam-
menhängenden Regenwälder der
Welt: Sie erstrecken sich über sechs

Länder und fast 200 Millionen Hektar. Der
Regenwald gerät jedoch zunehmend unter
Druck: Die schnell wachsende Bevölkerung
benötigt immer mehr Feuer- und Bauholz

„Blocks“, liegen zum Teil im Regenwald,
zum Teil im größten Torfsumpfwald der Er-
de. Unter diesen Parzellen werden etwa 22
Milliarden Barrel Erdöl und 66 Milliarden
Kubikmeter Gas vermutet, wie „The Afri-
careport“ schreibt. Bisher produziert der
Kongo täglich etwa 25 000 Barrel Rohöl
aus einer kleinen Anzahl von Onshore- und

stoff – das entspricht rund 82 Prozent der
jährlichen globalen Kohlendioxidemissio-
nen. Senken wie die Region Cuvette Cen-
trale tragen nach diesen Angaben dazu bei,
die Treibhausgasemissionen aus der Ver-
brennung fossiler Brennstoffe zu mindern.
Es könnten aber auch große Mengen an
Kohlendioxid freigesetzt werden, wenn die

so Kanada, Russland, Brasilien, Kolumbien,
Indonesien sowie China, Norwegen und die
Demokratische Republik Kongo. Deren
Präsident Félix Tshisekedi hatte das Ab-
kommen unterschrieben, das finanzielle
Zusagen über 500 Millionen Dollar inner-
halb der ersten fünf Jahre für die Demokra-
tische Republik Kongo beinhaltete.
Arbeitsk

sowie größere landwirtschaftliche Nutzflä-
chen. Außerdem werden Waldgebiete durch
den Bergbau zerstört. Im umkämpften Os-
ten des Landes nutzen Rebellengruppen
und Milizen illegalen Holzeinschlag und
organisierte Wilderei als Geldquelle – eine
wachsende Bedrohung für die Artenvielfalt.
Doch jetzt muss ein Teil des Regenwalds
weichen, damit internationale Investoren
Erdöl und Erdgas in der Demokratischen
Republik Kongo abbauen können. Umwelt-
schützer schlagen Alarm und warnen vor
weitreichenden Auswirkungen auf Natur,
Umwelt und Klima.

Regierung treibt Abholzung
massiv voran

Die Regierung in Kinshasa versteigert da-
zu Öl- und Gaskonzessionen. Dreißig Öl-
und Gasfelder sollen nach neuen Plänen
versteigert werden, mehr als zuvor bekannt.
Die Explorationsgebiete, sogenannte
räftema

Offshore-Blöcken entlang seiner Atlantik-
küste. Die Pläne der Regierung, auch in an-
deren Teilen des Landesinneren Öl zu för-
dern, wurden allerdings durch Umweltbe-
denken, Korruption und fehlende Export-
möglichkeiten gebremst. Daher bleibt unge-
wiss, wie viele Öl- und Gasunternehmen an
der Lizenzierungsrunde teilnehmen. Die
französische TotalEnergies, die ein Projekt
im benachbarten Uganda hat, und die italie-
nische Eni, die in anderen Teilen Afrikas
aktiv ist, haben beide der „Financial Times“
mitgeteilt, dass sie nicht bieten werden.
Unternehmen haben bis Februar Zeit, An-
gebote einzureichen.

Bedroht sind auch die Moore, die bisher
als unterschätzte Klimaretter galten. Im
Kongo zählen sie nach Angaben der Nach-
richtenplattform Bloomberg zu den wich-
tigsten Kohlenstoffsenken der Welt, neh-
men also mehr CO2 auf, als sie abgeben.
Die kongolesischen Moore speichern dem-
nach etwa 30 Milliarden Tonnen Kohlen-
gel kost

Moore gestört werden. Aktivisten sprächen
daher von einer „Kohlenstoffzeitbombe“.
Um nach Öl und Gas zu suchen, müssten
Schneisen in die Naturlandschaft geschla-
gen werden, um Ausrüstung zu transportie-
ren, erklärte Greenpeace Africa. So würde
der Lebensraum der Gorillas – und auch
zahlreicher Menschen – stark dezimiert.

USA wollen „zweiten grü-
nen Erdlungenflügel“ retten

Eigentlich hatten sich über hundert Staa-
ten auf der Weltklima-Konferenz in Glas-
gow (COP26) im vergangenen Jahr ver-
pflichtet, die Zerstörung von Wäldern und
anderen Landschaften bis 2030 zu been-
den. Die beteiligten Länder, darunter
Deutschland und die gesamte EU, reprä-
sentieren demnach 85 Prozent der weltwei-
ten Waldfläche, also etwa 34 Millionen
Quadratkilometer. Mit dabei sind die Staa-
ten mit den größten Wäldern überhaupt, al-
et

Noch gibt es Hoffnung: Die USA und die
Demokratische Republik Kongo vereinbar-
ten inzwischen die Bildung einer Arbeits-
gruppe, um den Regenwald und die Torfge-
biete des Kongobeckens zu schützen. US-
Außenminister Antony Blinken sagte nach
einem Treffen mit dem Präsidenten des
Landes, Félix Tshisekedi, die Arbeitsgruppe
werde sich auf das Wachstum der Wirt-
schaft des Landes und die Finanzierung
zum Schutz des Regenwaldes und der Torf-
gebiete konzentrieren. Blinken fügte hinzu,
dass Kinshasa zum Schutz der Erdatmo-
sphäre beitragen könne, indem Bergbau-
und Gewinnungsprojekte für fossile Brenn-
stoffe nur nach strenger Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchgeführt werden. „Es
ist eigentlich eine Schande, dass die meisten
Menschen im Kongo arm sind, obwohl das
Land ausgesprochen reich an Bodenschät-
zen ist“, sagte Bischof Melchisedec Sikuli
Paluku von Butembo-Beni im Juli 2021 in
einer Ansprache zum Unabhängigkeitstag.
Kongo: Regenwald akut bedroht
Das zweitgrößte Regenwaldgebiet der Welt liegt im Kongo – und ist nach Einschätzungen von Umweltschützern stark gefährdet. Foto: dpa


